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250. Verordnung: Erdölstatistik-Verordnung
251. Verordnung: Höchstgehalt von Mykotoxinen bei Lebensmitteln
252. Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes

der B 21 Gutensteiner Straße im Bereich der Marktgemeinde St. Aegyd am Neu-
walde

253. Kundmachung: Aufhebung einiger Worte im § 269 Abs. 1 Z 1 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

254. Kundmachung: Aufhebung des Art. III Abs. 1 der 13. Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz durch den Verfassungsgerichtshof

2 5 0 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 16. April
1986 betreffend statistische Erhebungen über
die Lagerung und den Vertrieb von Erdöl und
Erdölerzeugnissen (Erdölstatistik-Verord-

nung)

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3 des Bundesstati-
stikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird verordnet:

§ 1. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie führt zum Zwecke einer marktorien-
tierten Erfassung der Versorgung mit Erdölpro-
dukten laufend statistische Erhebungen für das
gesamte Bundesgebiet durch.

§ 2. Die Erhebungen werden durchgeführt:
1. Als monatliche Erhebungen über die Menge

der Einkäufe (Zugänge), der Produktion, der
Weiterverarbeitung und Vermischung, der
Verkäufe (Abgänge) und der Lagerbestände
von Erdöl und Erdölerzeugnissen.

2. Als jährliche Erhebung über die Betriebsein-
richtungen (Lagerkapazitäten).

§ 3. (1) Zur Meldung sind alle Unternehmen ver-
pflichtet, die

1. Erdöl oder Erdölerzeugnisse verarbeiten oder
vermischen,

2. Erdölerzeugnisse in Direktkäufen von inlän-
dischen Erzeugungsbetrieben, in denen Erdöl-
erzeugnisse aus rohem Erdöl hergestellt wer-
den oder die mit solchen Betrieben durch eine
der Beförderung von Mineralöl dienenden
Rohrleitung verbunden sind, oder

3. direkt aus dem Ausland beziehen, und solche,
4. deren vorwiegender Unternehmenszweck die

Lagerhaltung von Erdöl oder Erdölerzeugnis-
sen ist.

(2) Die Meldepflicht wird jeden Monat gegebe-
nenfalls von neuem begründet und endet bei Weg-

fall der gemäß Abs. 1 maßgebenden Umstände am
Ende des jeweiligen Kalenderjahres.

§ 4. Die Meldungen sind auf den vom Bundesmi-
nisterium für Handel, Gewerbe und Industrie auf-
gelegten und den meldepflichtigen Betrieben
kostenlos zugesandten Formblättern zu erstatten.
Die ausgefüllten Formblätter sind bis 15. des dem
Berichtszeitraum folgenden Monats an das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
einzusenden.

§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1986
in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Mai 1986 tritt die Verord-
nung BGBl. Nr. 281/1965 außer Kraft.

Steger

2 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 22. April
1986 über den Höchstgehalt von Mykotoxinen

bei Lebensmitteln

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Lebensmittelge-
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

§ 1. Es ist verboten, Lebensmittel, die in der
Anlage genannt sind, in Verkehr zu bringen, wenn
die in oder auf ihnen vorhandenen Mengen der
dort angeführten Mykotoxine die festgesetzten
Höchstwerte überschreiten.

§ 2. Unter „Höchstwert" im Sinne dieser Ver-
ordnung ist der Wert an Mykotoxinen in Mikro-
gramm je Kilogramm des Lebensmittels ((i/kg) zu
verstehen.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1987 in
Kraft.

Kreuzer
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Anlage

252. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. April 1986
betreffend die Auflassung eines für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnit-
tes der B 21 Gutensteiner Straße im Bereich
der Marktgemeinde St. Aegyd am Neuwalde

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 21 Gutensteiner Straße von
km 78,972 bis km 82,333 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und ver-
kehrsübergebenen — mit Verordnung vom 20. Jän-
ner 1982, BGBl. Nr. 44, bestimmten — Abschnitt

„Sattelhof—Gscheid" für den Durchzugsverkehr
entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Übleis

2 5 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. April 1986 über die Aufhebung einiger
Worte im § 269 Abs. 1 Z 1 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:
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(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 4. März 1986, G 146/84-8, der Bundesre-
gierung zugestellt am 23. April 1986, den Beistrich
nach dem Klammerausdruck „(der Witwer)" und
die Wortfolge „wenn keine anspruchsberechtigte
Witwe (kein anspruchsberechtigter Witwer) vor-
handen ist," im § 269 Abs. 1 Z 1 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1986 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz

254. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. April 1986 über die Aufhebung des Art. III
Abs. 1 der 13. Novelle zum Beamten-Kran-
ken- und Unfallversicherungsgesetz durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 1. März 1986, G 223/85-9, der Bundesre-
gierung zugestellt am 21. April 1986, Art. III Abs. 1
der 13. Novelle zum Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 593/1983, als
verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz
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